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Raumplanung und Auen in Niederösterreich 

Mögliche Maßnahmen zur Berücksichtigung von Auenlebensräumen 

Im Zuge eines Fachgespräches mit Mitarbeitern des Amtes der NÖ Landesregierung und des Naturschutzbund NÖ 

wurden Möglichkeiten zur Berücksichtigung von Auen in aktuellen Verwaltungsprozessen erörtert. Das Gespräch 

fand im Dezember 2017 statt. 

Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Fachgesprächs: Mag. Dominik Dittrich (Abteilung Raumordnung und Regio-

nalpolitik), Mag. Bernhard Frank (Abteilung Naturschutz), Mag. Margit Gross (Naturschutzbund NÖ), DI Elisabeth 

Huter (NÖ Agrarbezirksbehörde St. Pölten), Dr. Werner Lazowski (Naturschutzbund NÖ), DI Gilbert Pomaroli (Ab-

teilung Raumordnung und Regionalpolitik), DI Hannes Reichard (Abteilung Raumordnung und Regionalpolitik) 
 

1 Überörtliche Raumordnung  

Die überörtliche Raumordnung erstellt „Regionale 

Raumordnungsprogramme RRP“, in denen es die 

Möglichkeit der Festlegung von ökologisch wertvol-

len Flächen als „regionale Grünzone“ oder als „erhal-

tenswerten Landschaftsteil“ gibt. Eines der Ziele des 

Regionalen RP ist die Sicherung und die Vernetzung 

wertvoller Biotope (www.raumordnung-noe.at / 

www.ris.bka.gv.at). RRP werden per Verordnung, 

also rechtsverbindlich, festgelegt. Laut Verordnung 

zum RRP NÖ Mitte dürfen in den regionalen Grünzo-

nen nur solche Grünlandwidmungsarten gewidmet 

werden, die die raumgliedernde und siedlungstren-

nende Wirkung, die Naherholungsfunktion oder die 

Funktion der Vernetzung wertvoller Grünlandberei-

che nicht gefährden. Die Festlegung der Widmung 

Verkehrsfläche ist nur dann zulässig, wenn die raum-

gliedernde und siedlungstrennende Funktion nicht 

gefährdet wird. Die Festlegung der Widmung Bau-

land ist in jedem Fall unzulässig. Ähnliche Formulie-

rungen gibt es in allen RRP.  

In den RRP können (werden) auch Auen berücksich-

tigt werden, wobei die Kategorie „regionalen Grün-

zonen“ am ehesten zutrifft. 

Es gibt derzeit sieben regionale Raumordnungspro-

gramme, damit sind rund 350 Gemeinden abge-

deckt. Nicht abgedeckt sind Teile des Waldviertels, 

Teile des Mostviertels sowie das nördliche Weinvier-

tel. Die Erstellung weiterer Raumordnungsprogram-

me ist derzeit nicht geplant. Eine Novellierung und 

somit Überarbeitung der bestehenden Programme 

ist alle 10 Jahre vorgesehen, die Diskussion beginnt 

immer bereits nach fünf Jahren. Sowohl bei der Er-

stellung als auch bei der Novellierung sind andere 

Fachabteilungen des Landes involviert, z.B. die Abtei-

lung Allgemeiner Baudienst (Naturschutzsachver-

ständigen). 

Bei der Erstellung/Novellierung der RRP ist eine stra-

tegische Umweltprüfung durchzuführen. Hier wer-

den – sofern ein Europaschutzgebiet betroffen ist – 

auch die Auswirkungen auf die Schutzgüter der Vo-

gel- und der FFH-Richtlinie überprüft. Nachdem ein 

Großteil der Auen in einem Europaschutzgebiet liegt 

(89%), werden damit Auen bereits bisher bei der 

Erstellung und Novellierung von RRP berücksichtigt. 

Wobei es aus Sicht der Raumordnung immer darum 

geht, einen Ausgleich der Interessen herzustellen 

und somit ein Abwägungsprozess zwischen verschie-

denen Nutzungen stattfindet.  

2 Örtliche Raumplanung 

Ein „örtliches Raumordnungsprogramm“ besteht 

aus einer Grundlagenerhebung, einem Landschafts-

konzept, einem Verkehrskonzept und einem Ent-

wicklungskonzept sowie einem Flächenwidmungs-

plan.  

In der Grundlagenforschung ist auch ein Plan „Natur-

räumliche Gegebenheiten“ anzufertigen. In diesem 

Plan sind auch ökologisch schutzwürdige oder forst-

wirtschaftlich wertvolle Flächen abzugrenzen. Dieser 

Grundlagenplan hat in der Folge – ebenso wie das 

darauf aufbauende Landschaftskonzept – keine ver-

bindliche Wirkung. Die beiden Pläne dienen lediglich 

als Grundlage für die Erstellung des verbindlichen 

Elements des ÖROP, dem Flächenwidmungsplan.  

Für Auen und deren Schutz geeignete  Widmungska-

tegorien sind „Grünland-Grüngürtel“, „Grünland-

Ödland/Ökofläche oder auch „Grünland-
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Freihalteflächen“ (Flächen, die aufgrund öffentlicher 

Interessen (Hochwasserschutz, Umfahrungsstraßen, 

besonders landschaftsbildprägende Freiräume, 

u.dgl.) von jeglicher Bebauung freigehalten werden 

sollen). In diesen Widmungsarten sind kaum oder 

gar keine Baulichkeiten zulässig. In vielen Gemein-

den ist aber noch die Widmungsart „Grünland-Land-

und-Forstwirtschaft“ festgelegt. In dieser Wid-

mungsart können erforderlichenfalls land- oder 

forstwirtschaftliche Betriebsbauten errichtet wer-

den. 

Die große Herausforderung an die Raumplanung, 

insbesondere die örtliche Raumplanung, sind die 

zahlreichen Interessen an den Raum. Für die Ge-

meinde und den diese beratenden örtlichen Raum-

planer ist es schwierig, allen Interessen gerecht zu 

werden und bei der Erstellung des örtlichen Rau-

mordnungsprogrammes einen Ausgleich der Interes-

sen zu finden. Oft kann der Ortsplaner nicht alle 

fachlichen Anforderungen erfüllen, es braucht zu-

sätzliche Gutachter und das kostet die Gemeinde 

zusätzliches Geld. 

Die örtliche Raumplanung hat ihren Schwerpunkt in 

der Ordnung des Siedlungsraumes, weniger im Grün-

land. Daher ist sie ev. auch für Auen nicht so rele-

vant. Es ist aber zu beobachten, dass die Gemeinden 

zunehmend auch außerhalb des Siedlungsraumes 

ordnend tätig werden. In diesem Falle wird dann die 

Widmungsart „Grünland-Land-und-Forstwirtschaft“ 

durch die Widmungsarten „Grünland-

Freihaltefläche“, „Grünland-Grüngürtel“ oder „Grün-

land-Ökofläche“ ersetzt. Derartige Maßnahmen 

unterstützen den Auenschutz. 

Für jedes örtliche Raumordnungsprogramm ist die 

Durchführung einer Strategischen Umweltprüfung 

erforderlich. Innerhalb eines Europaschutzgebietes 

werden dabei auch die Schutzgüter der Vogel- und 

der FFH-Richtlinie des jeweiligen Gebietes berück-

sichtigt. Für die praktische Umsetzung der SUP gibt 

es ein Formular, das dem Ortsplaner zur Verfügung 

steht und das er ausfüllen muss.  

Sofern von einer Gemeinde in einem Aubereich eine 

Widmung geplant werden sollte, die zu einer Ver-

drängung der Au auf der gegenständlichen Flächen 

beitragen könnte, ist dies 

- möglicherweise durch die überörtliche Raum-

ordnung verboten, sofern ein „regionaler Grün-

zug“ im Regionalen Raumordnungsprogramm 

festgelegt ist. 

- möglicherweise durch die überörtliche Raum-

ordnung eingeschränkt, sofern ein „erhaltens-

werter Landschaftsteil“ im Regionalen Rau-

mordnungsprogramm festgelegt ist. 

- durch einen naturschutzfachlichen Amtssachver-

ständigen zu beurteilen, sofern die Fläche in ei-

nem Europa- und/oder Landschaftsschutzgebiet 

liegt, und bei gegebenenfalls erheblichen Aus-

wirkungen durch die Raumordnungsbehörde die 

Genehmigung zu versagen 

- durch einen Forstsachverständigen im Hinblick 

auf eine allfällige später erforderliche Rodungs-

bewilligung zu beurteilen. 

Bei der Errichtung von Landesstraßen spielt die 

Raumplanung eine untergeordnete Rolle, es ist dafür 

keine eigene Widmung erforderlich. Sie wird nur 

kenntlich gemacht. Vereinzelt sichern Gemeinden 

auf eigene Initiative (in Kooperation mit der Landes-

straßenplanung) künftige Umfahrungstrassen durch 

die Festlegung als „Grünland-Freihaltefläche“. In 

diesem Falle stellen solche Straßentrassen auch ein 

Thema der Raumplanung dar. 

3 Neuordnung des Bodens 

3.1 Flurplanung 

Die Flurplanung ist ein sehr gutes Werkzeug der 

Ordnung des ländlichen Raums. Es handelt sich dabei 

um agrarstrukturelle Entwicklungsplanung, die dazu 

dient, die in einem bestimmten Gebiet oder Teilge-

biet einer Gemeinde vorhandenen Mängel im ländli-

chen Raum zu erheben, zu analysieren und dazu 

geeignete Problemlösungsvorschläge auszuarbeiten 

(lt. Förderrichtlinie des Landes NÖ). Ihre Erstellung 

wird von Seiten des Landes NÖ gefördert. Sie erfolgt 

über die NÖ Agrarbezirksbehörde. Bsp. Bern-

hardsthal: Hier gab es eine Flurplanung im Vorfeld 

des Z-Verfahrens. Die Flurplanung muss nicht wie ein 

Z-Verfahren der Verbesserung der landwirtschaftli-

chen Produktivität dienen. 

Die Flurplanung kann gerade bei Projekten im ländli-

chen Raum (Umsetzung von Maßnahmen zur Erhal-

tung und Weiterentwicklung von Auen) ein sehr 

hilfreiches Instrument sein. Die Umsetzung der Flur-

planung erfolgt dann über ein Z-Verfahren. 

Sie erfolgt meist auf Ebene einer Katastralgemeinde. 

Könnte die Flurplanung eine Hilfe für die örtliche 

Raumplanung sein? Nicht direkt, da bei der örtlichen 

Raumplanung das Siedlungsgebiet im Zentrum steht. 



 

Sie kann aber durchaus hilfreich für eine sinnvolle 

vorausschauende Festlegung von Nutzungsgrenzen 

bzw. Widmungsarten im Grünland bzw. für die Fest-

legung der Siedlungsgrenzen selbst sein. 

3.2 Agrarverfahren (Zusammenlegungs- und Flur-

bereinigungsverfahren, Flurbereinigungs-

übereinkommen) 

Agrarverfahren sind sehr gute Umsetzungsinstru-

mente bei Projekten. Sie ermöglichen eine vollkom-

mene Neuordnung von Lage, Form und Besitzver-

hältnissen land- und forstwirtschaftlicher Grundstü-

cke unter Wahrung der Eigentumsrechte und Be-

rücksichtigung der betriebswirtschaftlichen Verhält-

nisse der betroffenen Landwirtschaftlichen Betriebe. 

Das erleichtert den Ausgleich von Nutzungskonflik-

ten. 

Bsp.: A, verkauft der Gemeinde ein landwirtschaftli-

ches Grundstück, das sie in die Zusammenlegung 

einbringt. Im Zuge der Neueinteilung bekommt sie 

ein neues Grundstück an geeigneter Stelle zugeteilt, 

das sie für den Hochwasserschutz braucht. B und C, 

die früher an jener Stelle Besitzer waren und keine 

bewirtschaftbare Fläche verlieren wollen, bekom-

men neue ca. gleichwertige landwirtschaftliche 

Grundstücke an anderer Stelle zugeteilt. 

Sowohl bei den Life Projekten an der Pielach als auch 

an der Ybbs im Bereich Amstetten war die ABB an 

der Umsetzung beteiligt. 

Voraussetzung für die Einleitung eines Agrarverfah-

rens ist allerdings immer, dass durch das Verfahren 

vorhandene agrarstrukturelle Mängel behoben wer-

den. 

4 Möglichkeiten zur vermehrten Berücksichti-

gung von Auen 

Die anwesenden Vertreter der Abt. Abteilung Raum-

ordnung und Regionalpolitik betonen, dass sie die 

Berücksichtigung von Auen als ausreichend und sehr 

gut sehen, insbesonders jener Auen, die in einem 

Europaschutzgebiet liegen. Es geht damit nur um 

11%, die ev. nicht ausreichend berücksichtigt wer-

den.  

Eine wichtige Voraussetzung ist die Verfügbarkeit 

von Daten. Das Um und Auf jeder gutachterlichen 

Arbeit ist die Verfügbarkeit von qualitativ hochwerti-

gen Daten. Diese bereitzustellen ist eine große Her-

ausforderung. Daten sollten vergleichbar sein, be-

stehende Daten sollten zusammengeführt werden 

und leicht zugänglich sein. 

5 Zusammenarbeit zwischen den Abteilungen 

Bei der Erstellung der regionalen Raumordnungspro-

gramme bzw. der örtlichen Raumordnungspro-

gramme werden alle relevanten Abteilungen (Natur-

schutz, Forst, …) über einen internen Rundlauf invol-

viert und können sich einbringen. Dies trifft auch für 

die Strategische Umweltprüfung zu, die im Rahmen 

der örtlichen Raumplanungsprogramme durchge-

führt wird.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Das Fachgespräch fand im Rahmen des Projektes „Von der 

AUENSTRATEGIE zur Umsetzung: Dialoge und Handlungs-

empfehlungen“ und wurde aus Mitteln der Ländlichen 

Entwicklung und damit der EU und des Bundes finanziert.  

 


